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 Nr. 2005/503   

Vernehmlassung zur Parlamentarischen Initiative (02.436). Vereinfachung der Umwelt-

verträglichkeitsprüfung sowie Verhinderung von Missbräuchen durch eine Präzisierung des 

Verbandsbeschwerderechts 

Schreiben an die Kommissionen für Rechtsfragen, Bern 

  

1. Erwägungen 

Mit Schreiben vom 14. Dezember 2004 gelangt die Kommission für Rechtsfragen, Bern, an die 

Kantonsregierungen und ersucht sie um Stellungnahme zur Parlamentarischen Initiative in Sachen 

Vereinfachung der Umweltverträglichkeitsprüfung sowie Verhinderung von Missbräuchen durch eine 

Präzisierung des Verbandsbeschwerderechts. 

2. Beschluss 

Auf Antrag des Bau- und Justizdepartementes wird die Vernehmlassung zur Parlamentarischen Initia-

tive (02.436) beraten und beschlossen. 

Dr. Konrad Schwaller 
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